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Ein m it W irkung für die Bundesrepublik Deutschland er­
teiltes europäisches Patent ist nicht deshalb für nichtig zu 
erklären, w eil der Patentanspruch ein M erkm al enthält, das 
in den ursprünglich eingercichten Unterlagen nicht als zur 
Erfindung gehörend offenbart ist, sofern dieses M erkm al zu 
einer Beschränkung des Schutzgegenstands und nicht zu ei­
nem A liud  führt. Bei der Prüfung der Patentfähigkeit ist das 
nichtursprungsoflenbarte M erkm al insoweit außer Betracht 
zu lassen, als es n icht zur Stützung der Patentfähigkeit heran­
gezogen werden darf. {»W undbehandlungsvorrichtung«)......  199

a) Die Gerichte haben grundsätzlich zu respektieren, welchen 
W ohnbedarf der Vermieter für sich oder seine Angehörigen 
als angemessen sieht. Sie sind daher nicht berechtigt, ihre 
Vorstellungen von angemessenem Wohnen verb indlich an die 
Stelle der Lebensplanung des Vermieters (oder seiner A nge­
hörigen) zu setzen.
b) Der vom  Vermieter geltend gemachte W ohnbedarf ist nicht 
auf Angem essenheit, sondern nur auf Rechtsm issbrauch zu 
überprüfen. Rechtsm issbräuchlich ist nicht schon der über­
höhte, sondern erst der w eit überhöhte W ohnbedarf. D ie Wer­
tung, ob der geltend gemachte W ohnbedarf w eit überhöht ist, 
haben die Gerichte unter A bw ägung der beiderseitigen Inter­
essen anhand objektiver Kriterien unter konkreter W ürd igung 
der E inzelfallum stände zu treffen.
c) Es lassen sich keine R ichtw erte (etwa W ohnfläche) aufstel­
len, ab w elcher Grenze bei einem A lleinstehenden von einem 
w eit überhöhten W ohnbedarf auszugehen ist. Denn diese 
B eurteilung hängt nicht allein von der in Anspruch genom ­
menen W ohnfläche oder der Anzahl der Räum e ab, sondern 
von einer umfassenden W ürd igung der gesamten U m stände 
des E inzelfalls.
d) M acht sich der Vermieter den (ernsthaften) W unsch eines
alleinstehenden volljährigen Fam ilienangehörigen zu eigen, 
einen eigenen H ausstand zu gründen und mit einem (langjäh­
rigen) Freund eine W ohngem einschaft (keine Lebensgem ein­
schaft) zu bilden, und bem isst er auf dieser G rundlage den aus 
seiner Sicht angemessenen W ohnbedarf, ist diese Entschei­
dung von den Gerichten grundsätzlich anzuerkennen..............  216

a) Eine qualifiz ierte R angrücktrittsvereinbarung stellt einen 
Schuld- oder Schuldänderungsvertrag dar, nach dessen Inhalt 
die Forderung des Gläubigers nicht mehr passiviert w ird  und 
nur im  Falle eines die Verbindlichkeiten übersteigenden A k ­
tivverm ögens befriedigt werden darf. A ls Vertrag zugunsten 
der G läubigergesam theit kann die Vereinbarung ab E intritt 
der Insolvenzreife nicht durch eine Abrede des Schuldners m it 
dem G läubiger der Forderung aufgehoben werden.
b) W ird eine m it einem qualifiz ierten R angrücktritt versehene 
Verbindlichkeit trotz Insolvenzreife beglichen, kann die Zah­
lung m angels eines Rechtsgrundes kondiziert w erden.
c) Eine trotz eines qualifiz ierten Rangrücktritts im  Stadium
der Insolvenzreife bew irkte Zahlung kann als unentgeltliche 
Leistung angefochten w erden ................................................................. 231
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a) Für die Zulässigkeit der Berufung ist cs ohne Bedeutung, 
ob die Ausführungen des Berufungsführers in sich schlüssig 
oder rechtlich haltbar sind.
b) Ergibt sich die Entscheidungserhcblichkeit einer gerügten 
Rechtsverletzung oder einer beanstandeten Tatsachenfeststel­
lung unm ittelbar aus dem angefochtenen U rte il in  Verbindung 
m it den Ausführungen in der Berufungsbegründung, bedarf sie 
keiner gesonderten D arlegung in der Berufungsbegründung. 251


